
herkenrath, Willibert 

Von: 
Gesendet: 
An: 
Betreff: 

Claudia Faust-Potthast <C.Faust-Potthast@lkt-nrw.de> 
Dienstag, 1. April 2014 10:38 
herkenrath, Willibert 
Live-Streaming, Video- und Audioaufzeichnungen künftiger Kreistagssitzungen -
Hier: Ihre E-Mail vom 31.03.2014 
Anlage.pdf Anlagen: 

Sehr geehrter Herr Herkenrath, 

unter Bezugnahme auf Ihre vorbezeichnete E-Mail leite ich Ihnen als Anlage eine Stellungnahme des 
Landesbeauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit zur Zulässigkeit von Live-Übertragungen und 
Videoaufzeichnungen öffentlicher Rats- bzw. Kreistagssitzungen zu. 

Zu Recht weist der Landesbeauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit darauf hin, dass die 
Gemeindeordnung (Kreisordnung) kein ausdrückliches Verbot der Übertragung von Sitzungen kommunaler 
Vertretungen enthält, diese vielmehr gem. § 48 Abs. 2 GO (§ 33 Abs. 2 KrO) grundsätzlich öffentlich sind. Sollen Live-
Übertragungen ermöglicht werden, kann dies die jeweilige Kommunalvertretung durch die Geschäftsordnung im 
Rahmen der Gesetze regeln. In diesem Zusammenhang ist auch das Datenschutzgesetz des Landes NRW zu 
berücksichtigen. Die Übertragung der Sitzung einer Kommunalvertretung in das Internet stellt eine Übermittlung 
nach § 16 Abs. 1 Datenschutzgesetz NRW dar. Diesbezüglich hat bereits das Bundesverwaltungsgericht mit Urteil 
vom 03.08.1990 (DVBI. 1991 S. 490) ausgeführt, dass Tonaufzeichnungen das Recht des Ratsmitglieds zur freien 
Rede beeinträchtigen könnten. Der Landesbeauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit vertritt darüber 
hinaus die Auffassung, dass der einzelne Teilnehmer der Rats- oder Kreistagssitzung trotz der grundsätzlichen 
Öffentlichkeit nicht hinnehmen muss, dass seine Beiträge weltweit Speicher- und verarbeitungsfähig im Internet zur 
Verfügung gestellt werden. 

Dieser rechtlichen Bewertung des Landesbeauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit ist aus meiner Sicht 
zuzustimmen. Daraus folgt meines Erachtens zugleich, dass sich alle Mitglieder einer kommunalen Vertretung mit 
einer möglichen Übertragung bzw. Aufzeichnung einverstanden erklärt haben müssen. Im Umkehrschluss bedeutet 
dies, dass schon die Weigerung eines kommunalen Mandatsträgers genügt, um eine prinzipiell mögliche 
Übertragung bzw. Aufzeichnung auszuschließen. 

Mit freundlichen Grüßen 
gez. 

Marco Kuhn 

Dr. Marco Kuhn 
Erster Beigeordneter 
Landkreistag Nordrhein-Westfalen 
(Geschäftsführer der Leitstelle der Studieninstitute für kommunale Verwaltung 
und der Sparkassenakademien in NRW) 

Landkreistag Nordrhein-Westfalen 
Kavalleriestr. 8 
40213 Düsseldorf 
Tel.: +49 (211) 300491300 
Fax:+49 (211) 3004915300 
www.lkt-nrw.de 
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Aktenzeichen 
bei Antwort bitte angeben 
21 .S.9-258/11 

Frau Schuft/Herr Hsfermsnn 
Telefon 0211 38424-17 

immn , v ' , 

Livei&ertragimg / Vieteoaufzteichntjng öffentlicher Ratssitzungen 
Ihre Anfrage vom 20,01.2511 

Sehr geehrte Fraud 

vielen Dank für Ihre o. a. Anfrage. Zu den von Ihnen aufgeworfenen 
Fragen der Übertragung öffentlicher Ratssitzungen habe ich bisher die 
nachfolgende Auffassung vertreten; 

Eine Übertragung von Rats- urid Ausscbusssitzurigen in das Internet ist 
grun^äftdj.ohXißgiißll, Sie jedarf abdr einer_^hts§ru.nd!age.. die der 
Rat in seiner GeschMso-fdSS^esfeohfejben kann, da es in_MRW.der-
zeiTkî  ̂ zur bbgrfcagupg von Gemeinderatssit­
zungen in das Internet gibt. 

Die Rechtmäßigkeit ist sowohl dach Kommunafverfassungsrecht als 
auch nach Datenschutzreeht zu beurteilen. Außerdem dürften das Me~ 
dienrachi und das Urheberrecht betroffen sein. 

Kommunalverfassungsrecht 

Die Gemeindeordnung des Landes Nordrhein-Westfaien regelt in 
Sj48 Abs. 2 S. 1 GO NW die Öffentlichkeit der Sitzungen der Vertre­
tungskörperschaften, Dieser historisch gewachsene Grundsatz der Sit-
zungsöffentiichkeit ergänzt das in Art. 20 Abs. 1 GG verankerte Demo 
kratieprinzip, an das die Gemeinden und Kreise gemäß Art. 28 GG ge-
bunderTsind. 

Dienstgebände und Usfetan-
schfiS: 
KavalteriastraSe 2-4 
40213 DSsseldarf 
Telefon. 0211 38434-0 
Telefax 0211 33424-10 
poststel1esgldi.niw.oe 
www.Mi.nrw.de 

Öffentliche Verkehrsmittel: 
Rhelnöaiinilrtien 704, 703.719 
Haltestelle Poststraße 



La ndesbeauftragter 
für Datenschutz und Informationsfreiheit 
Nordrheln-Wsstfaien 

Auf das Verfahren in den Ausschüssen, darunter auch die Sitzungen der 
Ausschüsse, finden nach § 58 Abs. 2 S, 1 GO NW die für den Rat gel­
tenden Vorschriften entsprechende Anwendung, 

Der Grundsatz der Öffentlichkeit wird In § 7 Abs, 1 der Geschäftsord-
nung'des îteslcönkrgttslert. Nach dieserVörschrift hat jeder das 
Recht, als Zuhörern oder Zuhörer an öffentlichen Ratssitzungen teilzu: 

nehrngn, soweit dies die räumlichen Verhältnisse gestatten. 

Erfcrderiichkeit einer ReeWsgryRdlage wegeil des Eingriffs in 
Rechte Betroffener 

Zu der Frage,, ob in öffentlicher Sitzung BiMayfcaicbnungen getätigt und 
diese direkt gesendet werden dürfen, schweigen die genannten Normen 
aus anders als § 1-69 
des Gerichts verfassungsgesefees (GVG) keinNfejggt der Oberfragung 
aus den von ihnen gerian-riteTT Sitzungen, Eine Übertragung von Sitzun­
gen im Internet würde jedoch nicht aJisin die Ratsmifgfleder, sondern in 
gleichem Maße wertere anwesende Bedienstete der Stadt, sachkundige 
Bürger in Ausschüssen uhd Zuschauer betreffen. Deshalb ist hierfür ei­
ne R^htscrundte<3£_e£MderMj. ßeri Mihoans mit " 
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Daten regelt § 43 Abs. 3 GO NW. Danach dürfer, persanehbezogene 
Daten offenbart werden, ssweft̂ efttsehSZBriswertedirfefe^eri einzel-
rier oder- Belange des öienffich^n Wohls übefwiefefi., Zu- prüfen ist für 
den Regeifeli, da der in § 48 Abs. 2 S. 1 50 NRW verankerte Grundsatz, 
!er Sit 
schränkt oderej\!̂ eiig.ü  ̂ • Nach § 43 7,bs1ĵ . 2 GpjV/X 
kann die Öffentlichkeit für Angelegenheiten girier bestimmten Art durch 
die GescMftsordnü  ̂ werden, 

Soweit die Gemeirrdeofd-nursg keine abschließenden Regeln für die Ar­
beitsweise des Rates und der Ausschüsse aufstellt, kann der Rat irrp 
Rahmen seiner Geschätscrdnumsautonomre einzelne Fragen regeln , 
{vg!, § 47 Abs. 2 S. t 60 NW), Die Feststellung, die Gemeinrfaordnung 
enthalte keine abschließende Regelung, muss sich „aber mit der für eino 
Beschränkung der kommunalen Organisationshohelt und Geschäftsord-
nungsautonomie zu fordernden Eindeutigkeit", jegtgtgüianjasserUQVG 
NRW Urteil vom 30.03,2004 - 15 A 2350/02 - NWVBI. 2004, S. 378). 
Der Rat kann die Materie also - im Rahmen der Gesetze - gestatten. 



Lsndesbeauftragter 
für Datenschutz und informationsfrerfieit 
Nordrhein-Westfaien 
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Hier ist daneben auch d.as Datenschutzgesetz des Landes Nondrhein- j 
Westfalen (DSG NRW) zu beachten. Denn in den Sitzungen werden j 
auch personenbezogene Daten i. S. d. § 3 Abs. 1' DSG NRW behandelt j 
und personenbezogene Daten von Teilnehmern können betroffen sein. f 

Die Übertragung in das Internet steift eine Übermittlung nach j 
§ 16 Abs. TdsG NRW dar, die den Anwendungsbereich des Daten­
sch utzgesetes r̂öffnet. - , 

I ! 
§ 29 b DSG NRW kann in diesem Fall gjcht als einschränkende Vorgabe ' 
gegen die Zuläs-sigkeit von Übertragungen herangezogen werden. Nach i 
dieser Norm ist die nicht mit einer Speicherung verbundene Beobach­
tung öffentlich zugänglicher Bereiche mit opösch-eiektronisehen Einrich­
tungen nur zulässig, soweit- dies der Wahrnehmung des Heusrechts j 
dient und keine Anhattspunkte dafür bestehen, dass schutzwürdige inte- ; 
ressen betroffener Personen Überwiegen, Dem Hausreoht dienen, d. h. ; 
den ordnungsgemäßen Ablauf der Rats- oder Ausschusssitzungen ge- j 
währieisteri, soft aber die Übertragung der Aufzeichnung eteri nicht, 
sondern eine wertere informafons-mögtiehkeit des Börgers Ober die j 
kommunale Tä8gl«e8 gewährietefen. | 

Witt der Rat Bfld- undTdfiaäiMGhrrung'en aus den Sitzungen sowie de­
ren Direktübertragung zulassen, wird er - worauf Sie hirrwefeen - die Er­
wägungen des Bundesverwaftungegenohts in seinem Urteil vom 
03.38.1 SSO (BVewGESö, -̂ : 
haben, wonach durch Tonaufzeichnungen das Recht des Ratsmitgiieds 
auf freie Rede beeinträchtigt sein könrtie. Es mag eine Werfungsfrage 
sein, ob dieser Einschätzung des Bundesvewäitungsgerichts heute 
noch gefolgt werden muss. Hierzu hat sich ja bereits der Bayerische 
Landesbeauftragte für den Datenschutz dem Bundesverwaltungsgericht 
angeschlösserinrfseinem 21. Tätigkeitsbericht (abrufbar unter 
www.dafenschutz-bayern.de) Ist er Hlesbezügfich unter Ziffer 2.1,4. und 
11.2. zu dem Ergebnis gekommen, dass es der einzelne Teilnehmer / 
trotz der Öffentlichkeit von Gemernderafssitzungen nicht hinnehmen 
muss, dass seine Beiträge weitweit Speicher- und^erarbeitungsfähig im 
internet aFVerfügür̂  ̂ Dieser Auffassung schließe ich 
mich an. 



Lsndssbeauftragter 
für Datenschutz und Informationsfreiheit 
Nordrhein-Westfalen 

Vergleichend kann auch die Veröffentlichung von Niederschriften von 
'öffentlicher?Sitzungen (in Ratsinforrnationssystemen) herangezogen 
werden?Die Niederschriften mOssen inhaltlich datenschutzgerecht ges­
taltet sein d.h. personenbezogene Angaben dürfen nid dann in oie Nie-
derschfift aufgenommert werden, wenn dies im Einzelfall zur D.okumen-
tierung eines Beschlüssiî tföfderilciTTst 

Presserecht 

Neben den genannten Erwägungen sind in diesem Fall auch die Vor­
schriften des Presserechts zu beachten. Nach Auffassung des Bundes­
verwaltungsgerichts wird die Einschränkung der Pressefreiheit 
das Verbot von Tonbandaufnahmen nicht auf das allgemeine Person-
Ifchkeftsrecht der Rafsmitglieder, sondern, aitein auf das öffentliche Inte­
resse an der ordnungsgemäßen Aufgabenerfülfung gestützt.- Das hat 
das Bundesverwalturigsgericfit h dem oben bereits genannten Urteil 
festgestellt. Darin hat es entschieden, dass das Grundrecht der Presse­
freiheit eines Journalisten nicht dadurch verletzt wird, dass ihm der 
Ratsvorsiteende in Ausführung eines entsprechenden' Ratsbeschiüsses 
üntersaatTdie öffentliche Si&ng aas Rates auf Tonband aufzuzeich-
nerirpasOber'andesgerich.t Köln- hat in iSS?Ertt̂ SSung den Betraf-
fersen einen avürechtiichen Abwehmpsdruchfemgeräafflt-, OLQ Köln, 
Urteil vom 01.03,1978—-DV81. 1979, 523: „Werafe Zuh&rerh einer öh 
fm&fchm Sitzung eims kommunalen Ausschusses nicht genehmigte 
Tonbandaufnahmen macht, bändelt rechtswidrig. Diejenigen, deren ge­
sprochenes Wort ohne ihr Wissen und ctsn& ikfEjny.emtäfr:d'm M'ffg&- • • 
nommen worden ist, können zivilrechtiich mit Abwehrrechten gegen denj 
betreffenden Zuhörer vorgeijgp." Das Verbot von Tenbandaufhahmen^J 
hat für den vorliegenden Fall einer auch visuellen Übertragung die Kon­
sequenz, das-s durch die Art und Weise der Live-Übeilragungen gewähr­
leistet seih müsste, dass .keine Speioherung der übermittelten Daten 
möglich ist, Dies ist Jedoch faktisch unmöglich. 
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Urheberrecht 

Das Kunsturheberrechtsgesetz steht.einer Übertragung der Sitzungen 
grundsätzlich nicht entgegen. Bei Ratsmitgliedern in ihrer amtlichen Po-
sitfon handelt es sich um Personen der Zeitgeschichte, für die der Aus­
nahmetatbestand des § 23l\bs~1 Nr. 1 KunstUrhG gilt. Zwar ist nicht""" 



Lancäesbsauftragter 
für Datenschutz und Informationsfreiheit 
Nordrhein-Westfalen 

davon auszugehen, dass Ratsmitglieder, die naturgemäß regional tätig 
sind, jedermann bekannt sind, zudem sie ihre Posten ehrenamtlich in­
nehaben, allerdings kommt es für die öffentliche Bekanntheit von Per­
sonen der Zeitgeschichte nicht auf das qualitative Ausmaß der Öffent­
lichkeit an, 

, jsrmai 2011 
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Zu beachten ist vorliegend auch das Urheberrechtsgesetz. Gemäß 
§ 48 Abs. 1 Mr. 2 UrbG zulässig Ist u. a. die öffentliche Wiedergabe von 
Redete fefaei kommunalen .Organen gehajtemwerden-sjnd-' Unzulässig 
ist aber nach Abs. 2-dieser hfdrm- die'iammtuhg solcher Beden cfesssi- ~ 
den Urhebers. Diese Einschränkung verdeutlicht, dass eine Spsiche-
rung der übertragenen Daten ausscheiden muss, Da3 ist wie~bereits 
dargestellt nicht möglich, 

V erhä Itnisrnä ßigkait 

Hinsichtlich der Art und Weise der Cfeeftragung ist das VarhältnismäSig-
jceitsprinzig zu bsrßcksisMî n. Bing Aufnahme der Sitzung darf nur so 
weit- dehen, wie es zur infeimatigngS^Wtgtf̂  erforderlich ist. So 
kämttsn Im •EifigefeH. MähäiJf̂ reenräus.tegjteher RergpeRf/e als nigfaL 
etfcrö-sriich angesefiitti werden Mer eine.ÄüfhäfWfe-atrf das Rednerpult 
beschränkt werden..-AtiMNsse Weise «Brie auch gewährleistet dass es 
zu keiner &eelnträGftigung des RefsöniiehfeitSfechts der zusshäueMen 
Bürger kömmt.- Das ist aber je nach Ausgestaltung einer E-inzelfeliwürdA 
gung vorbehalten. 

Bei einer fest eingebauten Web-Gam im Sitzungssaal ist in jedem Falle 
staberzusWe'nTffass sie füFSle nichtöffentlichen Teiie der Sitzung atss-
geschiitet würde. 

Bezüglich der Ausschusssteungert ist allerdings eine Besonderheit zu 
beachten, Mach § 58 Abs. 3 S. 1 GO. MW können neben Ratsmitgliedern 
auch sachkundige Bürger, die dem Rat angehören können, zu Mitglie­
dern der Ausschüsse besteilt werden. Diese stehen im .Rahmen ihrer 
Tätigkeit den Rätsmitgliedern gleich, da sie einen öfentfchen Status 
kraft Funktion innehaben, 

Die Internetübertragung ist aber jedenfalls dann datenschufzrechtlich 
nicht zu beanstanden, wenn die,Betroffenen gemäß 
§~4Äbsri~a. E. DSG NRW eingewilligt haben. 
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ich hoffe, die von ihnen gestellten Fragen zur Thematik abschließend 
beantwortet zu haben, 

Mft-fceundliehen Größen 
m Auftrag 

> 

I ) 


